
Sie ist seither nicht wieder dar
aus verschwunden, wie der 1983 
vom ehemaligen schwedischen 
Ministerpräsidenten Olof Palme 
unterbreitete Vorschlag, einen 
von nuklearen Gefechtsfeldwaf
fen freien Korridor entlang der 
Trennlinie NATO-Warschauer 
Pakt zu schaffen, beweist, son
dern wurde vielmehr später auch 
auf andere Kampfmittel - vor al- 
'em chemische Waffen — über
tragen. In jüngster Zeit hat sie 
gerade durch die aktive, mit Un
terstützung der anderen Staaten 
des Warschauer Vertrages prakti
zierte Politik der DDR starken 
Auftrieb erhalten. So wurde der 
Beweis angetreten, daß Überein
künfte zu diesen Fragen tatsäch
lich möglich sind, wenn beide 
Seiten dieses Ziel verfolgen. 
Gewissermaßen Pionierleistun
gen haben dabei Arbeitsgruppen 
der SED und der SPD vollbracht. 
Nach eingehenden Verhandlun
gen legten sie im Oktober 1986 
gemeinsam erarbeitete Grund
sätze für die Bildung eines von 
Atomwaffen freien Korridors in 
Mitteleuropa vor, nachdem be
reits im Juni 1985 ein gemeinsa
mer „Rahmen für ein Abkommen 
zur Bildung einer von chemi
schen Waffen freien Zone in Eu
ropa" unterbreitet worden war. 
Worin besteht - kurz gesagt - 
der Inhalt beider Vorschläge?
Die Korridor-Initiative sieht vor, 
aus einem Bereich von zunächst 
je 150 km (der später auf je 
300 km ausgeweitet werden 
könnte) auf dem Gebiet der BRD 
und der DDR bzw. ÖSSR sämtli
che Arten von Kernsprengköpfen 
und zugehörigen Trägersystemen 
(Artillerie, Flugzeuge, Raketen) 
abzuziehen. In seiner sicherheits
politischen Wirkung ginge ein 
solcher Korridor weit über seine 
positive, unmittelbare regionale 
Bedeutung hinaus. Zugleich 
schlägt die von SED und SPD un
terbreitete Initiative infolge ihres 
komplexen Herangehens auch 
eine Brücke zur konventionellen 
Abrüstung.
Denn: Neben den Kernwaffen 
(Trägersystemen und Sprengköp

fen) sollen auch alle doppelt, das 
heißt konventionell und nuklear 
vervyendbaren Waffen abgezo
gen werden. Das trifft gegenwär
tig auf eine ganze Reihe von Artil
lerie-, Raketen- und Flugzeugty
pen zu. Damit würde die Struktur 
der konventionellen Streitkräfte 
und ihre Bewaffnung, ohne die 
Verteidigungsfähigkeit zu beein
trächtigen, so verändert, daß ein 
Schritt zu Nichtangriffsfähigkeit 
und militärischer Stabilität auf 
immer niedrigerem Niveau getan 
und zugleich ein wesentlicher 
Beitrag zur Abrüstung auf kon
ventionellem Gebiet geleistet 
würde,
Eine von chemischen Waffen 
freie Zone sollte, dem anderen 
Vorschlag von SED und SPD zu-

Beide Vorschläge sehen im übri
gen detaillierte Bestimmungen 
zur Kontrolle Ihrer Einhaltung - 
einschließlich Inspektionen an 
Ort und Stelle - vor. Die UdSSR 
hat beiden Initiativen ihre volle 
Unterstützung zugesagt und sich 
bereit erklärt, im Falle ihrer Ver
wirklichung von ihrer Seite alle 
notwendigen Garantieverpflich
tungen zu übernehmen, um den 
atom- und chemiewaffenfreien 
Status dieser Gebiete zu sichern. 
Schon allein daran wird deutlich, 
daß beide Vorschläge alle drei 
oben genannten Kriterien erfül
len. Ihre Realisierung wäre
- vertrauensbildend, weil die 
beteiligten Seiten nicht mehr mit 
der unmittelbaren Bedrohung 
des Einsatzes von atomaren und 
C-Waffen durch die jeweils an
dere Seite konfrontiert wären;
- sicherheitsstärkend, weil die 
heutige militärische Gefährdung 
des Überlebens der europä
ischen Zivilisation in erheblichem 
Maße minimiert würde;
- abrüstungsstimulierend, weil 
der Abzug von Waffen aus dem 
Gebiet, wo sie gegebenenfalls 
eingesetzt werden sollen, ein 
starker Stimulus ist, dann auch 
den nächsten Schritt zu tun, das 
heißt die Liquidierung der betref-

folge, das gesamte Territorium 
zumindest der BRD und der DDR 
sowie der CSSR (und perspekti
visch der Benelux-Staaten, Däne
marks, Polens und Ungarns) um
fassen. I.n diesem Zusammen
hang hatte Genosse Hermann 
Axen im Juni 1985 in Bonn auf 
einer Pressekonferenz anläßlich 
der Vorstellung des Rahmenab
kommens zur Schaffung einer C- 
Waffen freien Zone erklärt: Mit 
ihrer Teilnahme an einer von che
mischen Waffen freien Zone kön
nen „die beiden deutschen Staa
ten einen praktischen Schritt tun, 
daß von deutschem Boden nie 
wieder Krieg ausgeht. Das würde 
helfen, ein Klima zu schaffen, 
das andere Verhandlungen be
günstigt."

fenden Waffen zu vereinbaren. 
In diesem Sinne erklärte Ge
nosse Erich Honecker während 
seines Staatsbesuches in der 
BRD im September diesen Jah
res, die DDR vertritt die Auffas
sung, „daß regionale Lösungen, 
wie die Schaffung eines atom
waffenfreien Korridors oder einer 
chemiewaffenfreien Zone, wei
tergehende Regelungen erleich
tern und begünstigen".
Und nicht zuletzt eröffnen diese 
Zonen-Vorschläge Spielräume 
für „Anschluß"-Überlegungen 
und -Maßnahmen „zum beider
seitigen Abzug der gefährlich
sten Offensivwaffen aus dem un
mittelbaren Berührungsraum bei
der Militärbündnisse als auch zur 
Verringerung der Streitkräfte und 
Rüstungen in diesem Raum auf 
einen vereinbarten minimalen 
Stand", wie es im Kommunique 
der Tagung des Politischen Bera
tenden Ausschusses der Mit
gliedstaaten des Warschauer 
Vertrages im Mai 1987 in Berlin 
heißt. In dieser realen Perspek
tive liegt die große Bedeutung 
der Schaffung von atom- und 
chemiewaffenfreien Zonen.
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